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12. a) D er Insolvenzverw alter über das Vermögen einer Aktien-
21. IV. 20 gesellschaft ist befugt, eine K lage auf Feststellung der N ichtig-
II Z R  412/17 keit des Jahresabsch lusses gegen die Gesellschaft zu erheben,

sow eit die Insolvenzm asse betroffen ist.
b) D ie  Gesellschaft w ird durch Vorstand und A ufsichtsrat 
vertreten.
c) Ein Beschluss der H auptversam m lung über die A bberu ­
fung eines abw esenden Aufsichtsratsm itglieds kann diesem 
durch den mit der Vcrsam m lungsniederschrift betrauten 
N o ta r  w irksam  mitgeteilt werden, sofern der N o tar  von  der 
H auptversam m lung hierzu ausdrücklich beauftragt w orden 
ist.
d) Die Vertretungsm acht von Aufsichtsratsm itgliedern, die in 
der zum  H andelsregister eingereichten L iste  aufgeführt sind, 
bleibt gegenüber gutgläubigen D ritten auch nach der A m tsbe­
endigung bis zur A ktualisierung der L iste  bestehen.
e) G utgläubiger D ritter kann auch der Insolvenzverw alter
über das Verm ögen der A ktiengesellschaft sein........................... 198

13. a) D ie  Ü bernahm e eines im Wege des elektronischen Kopie-
30. IV. 20 rens (Sam pling) entnommenen Audiofragm ents in ein neues
I Z R  115/16 Werk stellt eine Vervielfältigung im Sinne des Art. 2 Buchst, c

der Richtlinie 2001/29/E G  und des nach dieser Vorschrift 
richtlinienkonform  auszulegenden § 85 A bs. I Satz 1 Fall 1 
U rh G  dar, wenn das Audiofragm ent nach dem H örverständ- 
nis eines durchschnittlichen M usikhörers in wiedererkertnba- 
rer Form  übernom m en wird.
b) D as Vervielfältigungsrecht des Tonträgerherstellers gemäß 
§ 85 A bs. 1 Satz 1 Fall 1 U rh G  kann durch das Recht zur freien 
Benutzung nach dem mit Blick auf die Richtlinie 2001/29/E G  
richtlinienkonform auszulegenden § 24 Abs. 1 U rh G  nur ein­
geschränkt werden, sofern die Voraussetzungen einer der in 
A rt. 5 dieser Richtlinie in Bezug auf das Recht des Tonträger­
herstellers aus Art. 2 Buchst, c dieser Richtlinie vorgesehenen 
Ausnahmen oder Beschränkungen erfüllt sind.
c) D er deutsche G esetzgeber hat von der in Art. 5 A bs. 3 
Buchst, k der Richtlinie 2001/2 9 /E G  vorgesehenen M öglich­
keit, eine eigenständige Schrankenregelung für die N u tzun g 
von Werken oder sonstigen Schutzgegenständen zum  Zwecke 
von Pastiches vorzusehen, keinen Gebrauch gemacht.



14.
30. IV. 20 
I Z B  61/19

d) D er in den Richtlinien 2001/29/E G  und 2006/115/E G  
vorgesehene Inhalt der Verwertungsrechte determ iniert auch 
die im Falle ihrer Verletzung zu untersagenden H an dlun gs­
m odalitäten. Ist allein das in Art. 2 der Richtlinie 2001/29/E G  
und § 85 A bs. 1 Satz 1 Fall 1 U rh G  vorgesehene Vervielfäl- 
tigungsrechi verletzt, das dem Inhaber die H andlungsm oda­
litäten der unmittelbaren oder mittelbaren, vorübergehenden 
oder dauerhaften, au f jede A rt und Weise und in jeder Form  
ganz oder teilweise erfolgenden Vervielfältigung vorbehält, so  
darf dieser Schutz nicht über eine A nw endung des § 96 A bs. 1 
U rh G  in den Bereich von H andlungsm odalitäten ausgedehnt 
werden, die anderen Verwertungsrechcen (im Streitfall: dem  
Verbreitungsrecht gemäß Art. 9 A bs. I Buchst, b der R ichtli­
nie 2006 /115/EG ) V o rb eha lten  sind.
e) H ebt das Bundesverfassungsgericht im Rahmen der E n t­
scheidung über eine U rteilsverfassungsbeschw erde neben 
Revisionsurteilen auch ein vorangegangenes Berufungsurteil 
auf, ohne die aufhebende W irkung dieses A usspruchs zu b e­
schränken, erstreckt sich die Aufhebung auch auf die in d ie­
sem Berufungsurteil getroffenen tatsächlichen Feststellungen, 
au f die deshalb im w iedereröffneten Revisionsverfahren nicht 
zurückgegriffen werden kann. (»M etall au f Metall IV « ) ..........  222

a) Im Verfahren der sofortigen  Beschw erde gemäß §§ 567 ff.
Z P O  ist der vollbesetzte Spruchkörper außer in Fällen, in d e­
nen die Z uständigkeit des Einzelrichters zweifelhaft ist, nicht 
befugt, selbst über die Ü bertragung eines in die originäre Z u ­
ständigkeit des Einzelrichters fallenden Beschw erdeverfah­
rens zu entscheiden.
b) Bei einer Räum ungsvollstreckung m üssen die G läubiger 
eine Rechtsnachfolgeklausel gemäß § 750 A bs. 2, § 727 Z P O  
nur dann erwirken, wenn sich aus den G esam tum ständen klar 
und eindeutig ergibt, dass die 'Rechtsnachfolger des Sch uld­
ners tatsächlichen (M it-)Besitz an den Räum en haben.
c) D ie  Bestim m ung des § 563a A bs. 1 B G B  setzt voraus, 
dass zum  Zeitpunkt des Todes eines M ieters ein gem einsam es 
M ietverhältnis im Sinne des § 563 B G B  bestanden hat.
d) »B esitz«  im Sinne des § 885 Z P O  meint den Besitz in Form  
des »G ew ahrsam s« gemäß § 886 Z P O , der seinerseits dem  un­
mittelbaren Besitz nach § 854 Abs. 1 B G B  entspricht.
e) D er nicht tatsächlich ausgeübte, das heißt fiktive E rbenbe­
sitz nach § 857 B G B  begründet -  jedenfalls sow eit und so ­
lange G ew ahrsam  eines D ritten besteht -  keinen G ew ahrsam  
im Sinne einer tatsächlichen, nach außen erkennbaren Sach- 
herrschaft.
f) Fü r die R äum ung gemäß § 885 Z P O  genügt ein gegen einen 
von mehreren M itm ietern erw irkter Räum ungstitel.
g) D as W egschaffen von Gegenständen nach § 885 A bs. 2 und
3 Z P O , die früher im (M it-)E igentum  des Erblassers gestan ­
den haben, stellt keine Vollstreckung in den N achlass dar ......  252
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